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Wie der Perspektivwechsel der amerikanischen Außenpolitik 
durch die Wirtschaftsturbulenzen beschleunigt wird, referierte der 
USA-Experte der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik auf 

einer Podiumsdiskussion beim 131. BBUG. Nach der 
Präsidentschaftswahl verfasste er diesen Artikel.

die transatlantischen
beziehungen stecken in einer 

tiefen krise

josef braml

Schwaches Wirtschaftswachstum, 
hohe Arbeitslosigkeit, enorme Staats-
verschuldung und das Damokles-
schwert der Ratingagenturen, die da-
mit drohen, die Kreditwürdigkeit der 
USA weiter herabzustufen: Auch nach 
den Wahlen vom November 2012 blei-
ben die USA mit sich selbst beschäf-
tigt. Die wirtschaftliche Schief lage 
sowie die innenpolitischen Konflikte 
zwischen Weißem Haus und Kongress 
haben die Weltmacht an die Grenzen 
ihrer politischen Handlungsfähigkeit 
gebracht. Der globale Hegemon USA 
kann damit auch in der Außenpolitik 
künftig nicht mehr die erforderlichen 
Leistungen wie Sicherheit, freien Han-
del und eine stabile Leitwährung bie-
ten, sondern wird vielmehr versuchen, 
die Last globaler Verantwortung auf 
seine Konkurrenten und Verbündeten 

abzuwälzen, sei es über die geziel-
te Schwächung der amerikanischen 
Leitwährung, Protektionismus in der 
Handelspolitik oder Lastenteilung in 
der Sicherheitspolitik. 

Barack Obama hat ein schweres Erbe 
übernommen: eine miserable wirtschaft-
liche Lage und leere Haushaltskassen. 
George W. Bushs Butter-und-Kanonen-
Politik, also Steuersenkungen trotz 
immenser Kriegsausgaben, hatten den 
Staatshaushalt stark belastet. Hinzu 
kamen dann auch unter Obamas Füh-
rung milliardenschwere Rettungs- und 
Förderprogramme, um die größte Wirt-
schafts- und Finanzkrise seit den 30er-
Jahren zu beheben.

Bereits das Haushaltsjahr 2008 mar-
kierte mit 459 Milliarden Dollar ein 
Rekorddefizit. 2009 war der Fehlbe-
trag mehr als dreimal so hoch: 1.413 

Milliarden Dollar. In den beiden Fol-
gejahren wurde der Staatshaushalt er-
neut um jeweils etwa 1.300 Milliarden 
Dollar überzogen. Auch im vergange-
nen Haushaltsjahr, das am 30. Sep-
tember 2012 endete, bezifferte sich 
das Haushaltsdefizit auf über 1.100 
Milliarden Dollar.

Da sich Jahr für Jahr weitere Zig-Mil-
liarden-Defizite anhäuften, musste die 
Gesamtschuldenobergrenze, die vom 
Kongress bereits im Februar 2010 auf 
14 Billionen Dollar erhöht worden ist, 
im Jahr 2011 erneut angehoben werden. 
Doch spätestens im Sommer 2011, mit 
den heftigen Auseinandersetzungen um 
die Anhebung der Schuldenobergrenze, 
wurde deutlich, dass das politische Sys-
tem blockiert ist. Dass eine solche in der 
Vergangenheit routinemäßig abgewickel-
te Aktion dieses Mal zum heftigen po-

Präsident Obama besucht ein Siemens-
Zuliefererwerk für Windturbinen in 

Nordamerika.
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litischen Streit wurde, verdeutlicht den 
Ernst der Lage. Selbst die Drohungen 
der Ratingagenturen, die Kreditwürdig-
keit der USA herabzustufen, brachten die 
politischen Kontrahenten nicht zur Rai-
son. So machte im August 2011 Standard 
and Poor’s seine Ankündigung wahr und 
stufte die Kreditwürdigkeit der USA von 
AAA auf AA+ herab.

Nach monatelangem ergebnislosen Tau-
ziehen, das die Finanzmärkte in beständi-
ger Unruhe hielt, konnte Präsident Oba-
ma Anfang August 2011 zwar dann doch 
noch den Budget Control Act unterzeich-
nen. In den nächsten zehn Jahren sollen 
insgesamt 2.400 Milliarden Dollar einge-
spart werden. Doch die dafür eingesetzte 
überparteiliche Gruppe von Abgeordneten 
und Senatoren scheiterte, bis zum verein-
barten Stichtag, dem 23. November 2011, 
konkrete Vorschläge zu unterbreiten, um 
vorerst 1.500 Milliarden Dollar zu kürzen. 
Deshalb wird ab dem Jahr 2013 ein auto-
matischer Mechanismus in Kraft treten, 
der über fast alle Haushaltstitel verteilt, 
im sozialen wie im militärischen Bereich, 
Kürzungen nach dem Rasenmäherprinzip 
durchführen wird.

Wegen der Unfähigkeit der Politik, ei-
nen Kompromiss zu finden, stehen die 
USA gegen Jahresende 2012 also erneut 
vor dem finanziellen Abgrund: Wenn 
sich Demokraten und Republikaner bis 
zum Jahresende nicht doch noch auf 
einen finanzpolitischen Kompromiss 
einigen können, drohen Steuerermä-
ßigungen auszulaufen und ab Janu-
ar 2013 massive Ausgabenkürzungen 
– ein doppelter Kaufkraftentzug mit 
dramatischen Auswirkungen auf die 
Konjunktur. Zudem muss spätestens 
im März 2013 die Gesamtschuldeno-
bergrenze erneut angehoben werden – 
weitere heftige Auseinandersetzungen 
zwischen Präsident und Kongress sind 
vorprogrammiert.

Selbst wenn sich die Kontrahenten auf 
einen Minimalkompromiss einigen soll-
ten, um nicht die schwächelnde Wirt-
schaft in die sogenannte Fiskalklippe zu 
stürzen, werden Präsident Obamas Initi-

ativen, die Wirtschaft nachhaltig anzu-
kurbeln, auch in seiner zweiten Amtszeit 
weiterhin am Kongress scheitern.

Die wirtschaftliche Schwäche vertieft 
die ideologischen Gräben zwischen Demo-
kraten und Republikanern. Das verstärkt 
die Dysfunktionalität und untergräbt die 
Legitimation des Regierungssystems. 

Obama hat auch in seiner zweiten Amts-
zeit sehr wenig Handlungsspielraum, um 
Abhilfe zu schaffen. Sollte der Präsident 
versuchen, die Wirtschaft mit kreditfi-
nanzierten Ausgaben anzukurbeln, wird 
er am Kongress scheitern, denn dort ver-
hindern die libertären, staatsfeindlichen 
Repräsentanten der republikanischen 
Tea-Party-Bewegung die Kreditaufnah-

me, unterstützt von den fiskalkonservati-
ven Demokraten, den Blue Dogs. 

Die Exekutive wird demnach weiterhin 
in der Exportförderung ihr Heil für mehr 
Wirtschaftswachstum suchen müssen. Be-
reits im März 2010 hat Präsident Obama 
per Exekutivorder (das heißt ohne Mitwir-

ken des Kongresses) die National Export 
Initiative initiiert. Demnach sollen inner-
halb der nächsten fünf Jahre die amerika-
nischen Exporte verdoppelt werden. 

Anders als sein Vorgänger hat Obama 
jedoch den Kongress bislang nicht dar-
um gebeten, ihm die sogenannte Trade 
Promotion Authority (TPA) zu gewähren. 
Die TPA, wonach der Kongress die vom 
amerikanischen Präsidenten vorgelegten 
internationalen Handelsabkommen nur 
noch als Ganzes, das heißt ohne Ände-
rungsanträge, annehmen oder ablehnen 
kann, endete bereits in der Amtszeit Geor-
ge W. Bushs, im Juli 2007. Auf der inter-
nationalen Bühne wird der amerikanische 
Präsident aber nur ernst, das heißt als ver-
handlungsfähig wahrgenommen, wenn er 
diese Autorität besitzt. Davon wird auch 
die Verhandlungsmacht des Präsidenten 
etwa im Rahmen der Doha-Runde der 
Mitgliedsstaaten der Welthandelsorgani-
sation berührt, wo Vereinbarungen ohne 
Wenn und Aber politisch durchgesetzt 
werden müssen. Ohne diese Handelsauto-
rität ist auch nicht an umfangreiche Frei-
handelsinitiativen wie die Transpazifische 
Partnerschaft (TPP) zu denken – ganz zu 
schweigen von der in Washington weni-
ger populären deutschen Initiative einer 
transatlantischen Freihandelszone.

Angesichts der Blockade der poli-
tischen Gewalten in der Wirtschafts- 
und Handelspolitik muss umso mehr 
Augenmerk auf die Gestaltungsmacht 
der US-Notenbank gerichtet werden. 
Um die USA aus ihrer Schuldenfalle 
zu befreien, kauft die eigene Zentral-
bank jene Staatsanleihen auf, die über 
den Markt von ausländischen Investo-
ren nicht mehr bedient werden. Oder 
sie bewahrt den Finanzsektor vor einer 
weiteren Kernschmelze, indem sie den 
Banken die mit Immobilienkrediten 
besicherten „Wertpapiere“ abnimmt. 
Die Federal Reserve versucht so, die 
Wirtschaft mit Liquiditätsspritzen wie-
derzubeleben. Erfolg oder Misserfolg 
ihres Handelns werden auch das Wirt-
schaftswachstum in Europa und in 
Schwellenländern bestimmen. 

Doch indem die Federal Reserve im-
mer mehr Geld druckt – der euphe-
mistische Fachbegriff lautet „quantita-
tive easing“ –, setzt sie die amerikani-
sche Währung weiter unter Druck. Ein 
schwacher Dollar bietet den USA aber 
auch Vorteile: Er verringert nicht nur die 
vom Ausland finanzierte Schuldenlast, 
sondern hilft außerdem Obama, seine 
ehrgeizige Exportstrategie umzusetzen. 
Doch während ein schwacher Greenback 
die Exportchancen der US-Wirtschaft 
verbessert, verschlechtert der damit frü-
her oder später aufgewertete Euro die 
Ausfuhrchancen der europäischen Wirt-
schaft – gerade auch die von Exportvize-
weltmeister Deutschland.

Weitere transatlantische Spannungen 
sind vorprogrammiert. Die USA sind 
selbst nicht mehr in der Lage, ihre Wirt-
schaft mit Förderprogrammen zu stimu-
lieren. Also üben sie Druck auf europäi-
sche Staaten aus, um sie dazu zu bewe-
gen, globale Nachfrage zu schaffen, was 
wiederum mit neuen Schulden finan-
ziert werden soll. Dagegen versuchen die 
Europäer, allen voran Deutschland, die 
wirtschaftlichen Probleme in den Griff 
zu bekommen, indem sie ihre Schulden 
abbauen. Damit wollen sie ihre nationale 
politische Handlungsfähigkeit aufrecht-
erhalten und auch die europäische In-
tegration retten. Diese grundlegend un-
terschiedlichen Auffassungen belasten 
nicht nur die bilateralen Beziehungen 
zwischen den USA und Deutschland, 
sondern verändern auch die Machtkons-
tellationen auf multilateraler Ebene.

Zwar wird in absehbarer Zeit die Mi-
litärmacht, die sogenannte harte Macht 
der USA, unangefochten bleiben, denn 
kein anderes Land der Welt verfügt 
über annähernd so viel militärische 
Schlagkraft wie die Supermacht. Doch 
diese Ausrüstung ist in den drohenden 
Währungskriegen wenig hilfreich, ja 
könnte sogar zu einer schweren Bürde 
werden. Um den Haushalt zu konsoli-
dieren, müssen die USA ohnehin um-
fangreiche Einsparungen im Militärbe-
reich vornehmen.

Josef Braml liefert mit diesem wich-
tigen Buch eine Art wirtschafts- und 
außenpolitisches Frühwarnsystem 
und erklärt, was das Wanken Ame-
rikas für den Rest der Welt bedeu-
tet und wie sich Deutschland am 
besten darauf einstellen kann. Für 
diese Analyse wurde der Autor Josef 
Braml auf der diesjährigen Frank-

Der 
amerikanische 

Patient

der autor und sein buch

WAS DEr DrohENDE kollAPS DEr USA 
für DiE WElt BEDEUtEt

furter Buchmesse mit dem renom-
mierten International Book Award 
ausgezeichnet. Zuvor hatte er sich 
bereits einen Platz auf der Shortlist 
des Deutschen Wirtschaftsbuchprei-
ses sichern können.

Erschienen ist das Buch 2012 im 
Siedler Verlag, hat 224 Seiten und 
kostet 19,99 Euro.

europa gerät 
mehr und mehr 
aus dem Fokus 
amerikanischer 

Sicherheitspolitik

Der cartoon zeigt Präsident andrew 
jackson, wie er auf dem höhepunkt 
der Finanzkrise 1837 einen esel – das 
Symbol der Demokratischen Partei – 

zu bändigen sucht.
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hung. Ebenso wurden die Beziehungen 
zu anderen gleichgesinnten Ländern 
wie Japan und Südkorea auf eine neue 
Basis gestellt.

Europa gerät zusehends aus dem 
Fokus amerikanischer Sicherheitspo-
litik; gleichzeitig wird der Druck auf 
die europäischen Partner steigen, sich 
an internationalen Einsätzen zu be-
teiligen. Ob es den Europäern gelingt, 
die Worthülsen „Pooling and Sharing“ 
oder auch „Smart Defence“ mit Inhal-
ten zu füllen, wird Auswirkungen auf 
die Allianz haben. Denn die USA er-
warten, dass die Europäer ihre Rüs-
tungsausgaben besser koordinieren 
(etwa beim gemeinsamen Einkauf von 
Rüstungsgütern) und bei der Stabili-
sierung prekärer Staaten wie Afghanis-
tan mehr Verantwortung übernehmen 
(zum Beispiel bei der Ausbildung von 
Polizeieinheiten). Der Libyeneinsatz 
ist ein Beispiel dafür, dass die Ameri-
kaner künftig nicht mehr in der ersten 
Reihe stehen werden, wenn es darum 
geht, der sogenannten Schutzverant-
wortung der internationalen Gemein-
schaft gerecht zu werden. Gleichwohl 
sollte keiner überrascht sein, dass die 
Weltmacht weiterhin bereit sein wird, 
gezielt militärische und geheimdienst-
liche Mittel einzusetzen, falls sie ihre 
vitalen Interessen bedroht wähnt.  

Dr. Josef Braml, geb. 1968, war Mitarbeiter eines der bedeutendsten amerikani-
schen Think Tanks, außerdem Projektleiter beim Aspen Institute Berlin, Consultant 
der Weltbank, legislativer Berater im US-Abgeordnetenhaus und Mitarbeiter der 
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP). Seit 2006 ist er der USA-Experte bei der 
Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) und leitet dort die Redaktion 
des „Jahrbuchs Internationale Politik“. 
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Die wirtschaftlichen Probleme der 
USA haben zudem Auswirkungen auf Si-
cherheitskooperationen. Washington hat 
bisher auf die kostspielige Strategie mas-
siver Militärpräsenz gesetzt, um seine 
Energieressourcen und Handelswege zu 
sichern. Diese Strategie lässt sich wegen 
der schlechten sozioökonomischen Ver-
fassung der USA und wegen des schwin-
denden innenpolitischen Rückhalts 
nicht länger aufrechterhalten.

Aufgrund dieser Faktoren wandelt 
sich die US-amerikanische Außen- und 
Sicherheitspolitik. Der Einsatz unbe-
mannter Flugkörper (Drohnen) zur 
Überwachung, Unterstützung und 
Bekämpfung feindlicher Ziele, aber 
auch zur Spionage und Aufklärung hat 
enorm zugenommen. Die Verlagerung 
der Kampf- und Aufklärungsarbeit auf 
Drohnen führt dazu, dass die klassische 
Luftwaffe an Bedeutung verliert und in 
diesem Bereich wie auch im Bereich kon-
ventioneller Truppen Investitionen mas-
siv zurückgefahren werden.

Bereits als Präsidentschaftsbewerber 
um die Nachfolge Bushs machte Barack 
Obama kein Hehl daraus, dass er im 
Notfall auch ohne Billigung Islamabads 
und der internationalen Staatengemein-
schaft auf dem souveränen Staatsgebiet 
Pakistans militärische Gewalt gegen 
Terroristen einsetzen werde. Als Präsi-

dent hat Obama den Einsatz von Rake-
tenangriffen unbemannter Drohnen im 
afghanisch-pakistanischen Grenzgebiet 
forciert und auf Somalia und Jemen aus-
geweitet, zum Teil mit Erfolg, denn es 
gelang, wichtige Anführer von Al Qai-
da gezielt zu töten. Washington riskiert 
damit, die Bevölkerungen dieser Länder 
gegen sich aufzubringen, Terrorgruppen 
die Rekrutierung zu erleichtern und dip-
lomatischen Kollateralschaden zu verur-
sachen. Am Ende könnte es mit diesem 
aus innenpolitischen, weil Kosten spa-
renden Gründen gleichwohl opportunen 
Vorgehen gerade jene Alliierten verprel-
len, mit denen es die Last der globalen 
Verantwortung teilen möchte, so lautet 
die eindringliche Warnung langjähriger 
Sicherheitsberater des amerikanischen 
Außenministeriums. 

Die Außen- und Sicherheitspolitik 
der USA wird sich weiterhin auf Regi-
onen konzentrieren, in denen vitale 
Sicherheitsinteressen, insbesondere die 
Energie-Interessen der USA betroffen 
sind: auf den Mittleren Osten, Afrika 
und Asien. Der Schwerpunkt amerika-
nischer Sicherheitspolitik verlagert sich 
in den Pazifik, um ein Gegengewicht zu 
dem erstarkenden China aufrechtzuer-
halten. Um die wichtigsten Handels-
straßen zu sichern, vereinbarten die 
USA und Australien eine Sonderbezie-
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